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Anscheıin zunächst dem Leben gegenüber sehr Optiım1- VO  S Engelhardt: Wo dıes geschıeht, 1St dies siıcherlich
stische Vorstellungen. Koönnte sıch dahıinter nıcht auch eın 1ne Getahr. ber o1bt auch außerschulmedizinısche

Darwınısmus, eın mitleidsloser Umgang mı1t allem Rıchtungen, die Krankheıten nıcht 1Ur eintach schlicht
Gebrechlichen, Kranken andeuten, WE ULE mehr das auf den iındıyıduellen Lebensstil zurückführen, sondern
Gesunde, Normale, körperlıch Anzıehende Existenzbe- die auch noch andere Hıntergründe sehen, Umwelt- und
rechtigung genießt? veistige Faktoren ELWA, und die A4AUS dem Vorliegen VO  z

Krankheit nıcht sofort 1ne Ausgrenzung ableıiten. Diese
VO  s Engelhardt: Diese Getahr sehe ich sowohl 1ın den e{fAd- darwinıstische Gefahr esteht nıcht 1L1UT autf der eınen oder
blierten Rıchtungen der Medizın als auch ın den alternatı- anderen Seıte Verbreıtete, anz säkulare, indıvıduelle
VE Rıchtungen. Diese darwiniıistischen Getfahren sınd iın Bedürfnisbefriedigungen geben hıer den Ausschlag. Der
der neuzeıitlichen Medizın orundsätzlıch angelegt, 1mM gallzZ normale Mensch 11 nıcht belastet se1In. Ich 111 keın
übrıgen auch iın derMgesellschaftlichen Wıiırklich- behindertes Kınd haben, 111 spater auch meılınen Urlaub
keıt: Wer yesund 1St, sıch besser 1mM Lebenskampf freı gestalten können, 11 erleben können, da dıe Kınder
durch Denken S1e LLUT die pränatale Diagnostik: Durch AUS dem Hause gehen, und nıcht noch psychiısch gestorte
die modernen diagnostischen Vertahren kann schon rela- bzw körperlich mifßsgebildete Kınder betreuen mussen.
1V früh gesagt werden, welche Krankheıten auf eın Indi- Dıe rage der Abtreibung gehört gleichfalls iın diesen
viduum zukommen können, welche Berute für ıh Zusammenhang. Wenn die Medizın diese Möglıchkeiten
bedenklıch sınd USW. Die Möglıchkeıiten können DOSILLV hat lautet 1ne verbreıtete Eıinstellung lassen WIr
oder negatıv ZENULZL werden, S1€E werden nıcht selten 1m bestimmte Lebewesen erst al nıcht In die FExıstenz LKCLCNH.

S1e wuürden OM ohnehın 1mM so71alen und beruflichenSınne eınes bequemeren Lebens ZENULZL und stehen
damıt auch ın der VO  = Ihnen erwähnten darwiniıstischen Leben benachteılıgt se1in. Diese Einstellung yeht YJUCI
Geftahr. durch alle Lager, W1€ ebenso YUCI durch alle ager geht,

bestimmte Leidenssituationen hinzunehmen, auf S1C
Wäichst in dem Zusammenhang nıcht auch dıe human reagıeren. Wır mussen den Menschen INSge-

Gefahr, da{fß der Kranke aut MC Weıse doch wıeder der Samıt wıeder mehr verständlich machen, da{fß nıcht der
Schuldige 1st? Be1 Krankheiten reagıert INa  z oftmals nıcht Verzicht auf Subjektivıtat und Ego1ismen weıterführt,
MIt Mıtleıid, sondern mıiıt Schuldzuweisungen 1n bezug auf sondern da{fß E201smus und Subjektivıtat richtig verstan-

dıe Lebensweise der Erkrankten den einer weıteren Perspektive tühren SInd.

Die Christen un das Grundgesetz
Katholische und evangelische Stellungnahme ZUr Verfassungsdebatte
Die gegenwärtıge Diskussion zwünschenswerte Grund- hbaren grundrechtlichen Fundamenten. Das Zentralkomı-
gesetzänderungen AMUS Anlaf der Wziederherstellung der Lee der deutschen Katholiken hat Ine Erklärung Wıeder-
deutschen Einheit hann auch dıe Kiırchen ın der Bundesre- vereinıgunNg und Verfassung“ vorgelegt; S$ZE zuurde DO

Dublık nıcht unberührt lassen. Das o1lt nıcht HNT , mel ım Geschäftsführenden Ausschuf Junı hbeschlossen.
Zug einer allgemeinen Verfassungsdebatte auch das Staat- Für den Rat der Evangelıschen Kırche IN Deutschland
Kirche-Verhältnis erührt z ird b7zan werden kann, SO7/Z= erarbeitete INnNe Arbeitsgruppe UnNTLer Vorsıtz des früheren

BVG-Präsidenten bBrnst Benda einen „Ratschlag“ ZUYTYern VDOY allem SCHL der Bedeutung der Verfassung für
dıe Aufrechterhaltung un Weıiterentwicklung des emO0- Verfassungsdebatte. Wır dokumentieren beide Stellung-
bratıschen Rechts- und Sozıalstaats NT seinen unverzZicht- nahmen IMN Wortlaut.

Dıe Erklärung des ZdK
[)as Zentralkomıitee der deutschen Katholiken nımmt die Mıt dem VO Deutschen Bundestag mıiıt verfassungsän-
gegenwärtıge Diskussion Änderungen oder rgan- dernder Mehrheıit und VO Bundesrat einstimm1g ANSC-
ZUNSCH des Grundgesetzes ZAUE AnladfS, eıner Reihe VO IL „Einıigungsvertrag” zwıischen der Bundesre-
wiıchtigen Aspekten Ajeser öffentlichen Debatte Stellung publık un der DDR hat der Artikel 146 des Grundgeset-

nehmen. Es wırd sıch der weıteren Erörterung der LAOS tolgende HGE Fassung erhalten: „Dieses Grundgesetz,
Fragen, dıe dıe rechtsstaatliche Grundordnung des deut- das nach Vollendung der FEinheit und Freiheit Deutsch-

lands für das gesamte deutsche olk oilt, verliert seıneschen Volkes betreffen, beteiligen.
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Gültigkeıit dem Dage, dem ıne Vertassung 1n Kraft Das Grundgesetz 1STt anerkannt als ma{isgebend für das
trıtt, dıe VO dem deutschen Volke 1ın treier Entscheidung öffentliche Leben und das Handeln aller staatlıchen
beschlossen worden 1St.  CC Damıt 1St das Grundgesetz als Instanzen.
Verfassung des deutschen Volkes bestätigt. Immer kommt Entrüstung auf, WECNN auch LLUT der Ver-
Endgültig vorbeı 1St die SUb ergangszeit“, autf die der Par- dacht verfassungswıdrigen Sprechens und Verhaltens
lamentarısche Rat ın der Präambel VO 1949 die „HICUC entsteht.
Ordnung“ zunächst beschränken mulßßSste, weıl Deutsch- Die Urteile des Bundesverfassungsgerichts werden auch
and geteilt und einem Besatzungsstatut unterworten W  — VO denjenıgen, denen S1C aus politischen Gründen nıcht
Der Artikel 146 bestimmt außerdem, welcher Vor- wıllkommen sınd, mi1t Selbstverständlichkeit beachtet,
auUSsSetZUNg und welchem Zeıtpunkt das Grundgesetz weıl das Grundgesetz vollen Rückhalt ın der Bevölke-
seıne Gültigkeit verlieren würde, näamlıch LLUT dann und LUNS hat
CnST dann, WEn 1nNe LIGUG Verfassung 1n Kraft trate Dage- Se1it mehr als vier Jahrzehnten erhalten be] allen Wahlen
CIl erteılt weder einen Auftrag das deutsche Volk, die Parteıen, welche für die 1M Grundgesetz verfaßte
sıch ıne andere Verfassung geben, noch zwıngt treiheıitliche Ordnung eintreten, IN dıe weılt
dazu, über das Grundgesetz 1ne Volksabstimmung her- überwıegende Mehrheıit der Stimmen.
beizuführen. DDem entspricht, da{ß$ sıch der FEınıgungsver- Schliefßlich 1St der Beıtrıtt der Länder nach Art 23
LıTag auf 1nNe€e „Empfehlung“ dıe gesetzgebenden KOr- des Grundgesetzes 1ne Anerkennung des Grundgeset-
perschaften beschränkt, sıch „miıt der rage der Anwen- CS als Verfassung.
dung des Artıikels 146 des Grundgesetzes und ın deren Dennoch bleibt die Erwagung, die Geltung des Grundge-
Rahmen eiıner Volksabstimmung“ „befassen“. ach SEeLKZECS nach der Wıedervereinigung durch ıne Abstim-
Überzeugung des Zentralkomuitees der deutschen Katho- IHUNS VO Staatsvolk besiegeln lassen, sıch VeI-
lıken kommt 1ine andere Verfassung nıcht 1n Betracht. SO standlıich. Es esteht dann 1aber dıe Gefahr, da{fß dıe einer
bleibt L1UT überlegen, ob ratsam ware, das Grundge- solchen Abstimmung vorangehende öffentliche Diskus-
Seiz durch 1ne Volksabstimmung bestätigen lassen. S10N sıch auf einzelne strıttıge Anderungs- und rgan-
Gewänne adurch Legıtimität und normativer zungsbegehren konzentrierte und darauthin 1m End-
Kraft? ergebnis Neıin-Stimmen als Ablehnung der Verfassung
ıne Volksabstimmung über das Grundgesetz hatten insgesamt vezahlt werden müßten, die lediglich solchen
948/49 dıe Besatzungsmächte gefordert, weıl S1€e sıch der Einzelheiten valten. So kime der Rückhalt, den das
demokratischen Gesinnung der Deutschen nıcht sıcher Grundgesetz 1n VWSCHGN Volk tatsächlich hat, nıcht voll

Z Ausdruck.und deshalb die Bevölkerung wenıgstens tormal ın
die Pflicht nehmen wollten. Dagegen hatten die Mınıiıster- Eınmütigkeıit, die einer Verfassung auf Dauer normatıvepräasıdenten der deutschen Länder ıne Volksabstimmung Kraft verleıht, kann LLUT 1mM Grundlegenden undabgelehnt, weıl das Grundgesetz im Hınblick auf die MR1=
lung Deutschlands nıcht das volle Gewicht eıner Vertas- Grundsätzlichen geben. In vielen polıtischen Eınzelfragen

dagegen bestehen ın der Bevölkerung unterschiedliche,Sung haben sollte.
Z Teıl auch gegensätzlıche Interessen, Vorstellungen

Dieses Gewicht 1aber hat das Grundgesetz csehr bald und Ziele Diese mussen jederzeıt freı VeErELEN und ANSC-
erlangt, und ‚War durch Tatsachen, dıe für die Legıitimıität, strebt werden können. Deshalb sollte sıch 1ne Verfassung
die normatıve Kraft und das Ansehen eıner Verfassung auf das Grundlegende, traglos allgemeıin Gutgeheifßene
entscheidender sınd als i1ne einmalıge Abstimmung des beschränken und möglıchst auf Eınzelheıten, die mıt g —-
Staatsvolkes. Der Staatsrechtslehrer und langjahrige Bun- ten Gründen strıttıg sınd, verzıchten. Sıe MU: Grundlage
desverfassungsrichter Konrad Hesse hat dieses Entsche1i- un Rıchtschnur sSe1IN. Hervorragendes Beıispiel dafür 1St
dende treiftfend als „Wıllen 72006 Verfassung“ bezeichnet das Sozlialstaatsprinz1ıp des Grundgesetzes. ber dessen
und W1e€e tolgt charakterisiert: „Die normıierende Kraft Bedeutung und se1lne für alle Staatstätigkeıit verbindliche
eiıner Verfassung hängt \VAQ) der Bereıitschaft eiınes Volkes Geltung 1St I1  z sıch eIN1E. Es entfaltet entsprechend 11OT71-

ab, hre Inhalte als verbindlich betrachten, und VO der matıve Kraft und o1bt dabe] mehr Spielraum fur polıtische
Entschlossenheıit, diese Inhalte auch Wıderstände Gestaltung als 1ne zusätzliche verfassungsrechtliche

verwirklichen: Es kommt deshalb entscheidend auf Festschreibung einzelner Forderungen, über dıe verschie-
jenen Wıllen d der seınerseıts auf dem grundsätzlıchen dene Gruppen der Bevölkerung aus Je Gründen
OoOnsens beruht, der rechtlicher Ordnung dauerhaften unterschiedlich denken Mıt der Beschränkung auf das
Bestand sıchert; die Eınigkeıit des hıstorischen Vertfas- Grundsätzliche vermeıdet INa  a auch, da{fß eınes Tages der
sungsgebers mMu prinzıpiell denen tortbestehen, Wortlaut der Verfassung erschweren könnte,
deren Wıirken und Zusammenwirken 1n den Normen Herausforderungen 1mM Geilste der Verfassung begeg-der Verfassung leıten und bestimmen unternahm.“ HCS  -

Daii diese Voraussetzungen erftüllt sınd, da{fß also das deut- uch ıne Verfassung bedarf der Überprüfung, WE
sche Volk das Grundgesetz als selne Verfassung tragt und esondere Umstände oder Entwicklungen 1ne Anpas-auf Dauer will, erwelst sıch iınsbesondere tolgenden SUNs oder Erganzung ertorderlich machen. Das Grundge-
Tatsachen: seiz biıetet hıerfür genügend Möglıchkeıiten, VO denen in



Dokumentation 375

den etzten Jahren auch Gebrauch gemacht worden 1ST. Flüchtlingsströme, deren Zeugen seıne Mitglieder selbst
Es stellt allerdings in Art klare renzen auf, dıe auch I, VOT ugen hatte. So 1St der Sat7z des Artikels
nach dem Eınıgungsvertrag tortgelten: „Eıne Änderung uUuUNlserer Verfassung: „Politisch Verfolgte genıefen Asyl-
dieses Grundgesetzes, durch welche dıe Gliederung des recht“ eın Beweıs für den hohen Reitegrad des Grundge-
Bundes iın Länder, dıe ogrundsätzliıche Mitwirkung der SCLZES und die Festigkeıit se1ınes ethischen Fundaments.
Länder be1 der Gesetzgebung oder die 1ın den Artikeln Deshalb ENTWETTLEL, WCI für 1ne Einschränkung des Asyl-
und nıedergelegten Grundsätze berührt werden, 1sSt rechts eintrıtt, ine noble Garantıe UNSCICTI Vertfassung.
unzulässıg“ (Art ILL)

fl Plebiszit
Zu einıgen Anderungsvorschlägen Dıi1e Forderung, aut Bundesebene Plebiszite einzuführen,

pflegt mMIt der Vorstellung verbunden se1n, dies dieneGerade 1mM Zusammenhang mıiıt der deutschen Eınıgung weiterer Verwirklichung VO  - Demokratie. Tatsächlichwerden Anderungen des Grundgesetzes ötftentlich HOLr- jedoch geht darum, ob neben den dafür VO der Vertas-
ter:t Eınıge davon betreffen Staatszıelbestimmungen, SUunNng betrauten UOrganen Bundestag und Bundesrat auchwelche bereıits ın der gefestigten Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts Z Sozialstaatsprinzıp weltest- die Wahlbürger Gang der Gesetzgebung mıtwirken

sollen. Das spıtzt sıch auf die rage Z ob und W1€ dies ıngehend konkretisıiert wurden und eshalb keıiner Verfas- die Zuständıigkeıten der demokratıisch legıtımiertensungsänderung bedürten. Im tolgenden sollen vier beson- Repräsentativorgane eingefügt werden kann.ders häufig diskutierte AÄnderungsvorschläge aufgegriffen Die ıIn UNSCIECT Vertassung verankerte repräsentatıvewerden. Demokratie welst dem Parlament die Aufgabe Z den

Bund UN Länder Inhalt eınes Gesetzesentwurfs Verantwortung und
Kontrolle auf die Ertordernisse anderer davon berühr-
LGn Sachverhalte abzustimmen und mıt den 1n der Bevöl-Di1e Länder der Bundesrepublık Deutschland haben 1m

Laufte der Jahrzehnte selt 949 elınerseıts viel Eıgen- kerung und 1m Parlament VE  en unterschiedlichen
ständıgkeıt gegenüber dem Bund SOWIeEe untereinander Überzeugungen und Interessen abzuwägen, da{fß ıne
eingebülßßst; doch hat sıch andererseıts der Eınflufß, den s1e sachlich möglıchst richtige und allzgemeın zumutbare Ent-
über den Bundesrat auf die Gesetzgebung und Verwal- scheidung getroffen werden kann. Dabe] spıelen dıe Bera-
tung des Bundes ausüben, weıt über Erwarten verstärkt. tLungen In den Ausschüssen, dıe Vorbereıtungen 1ın den
So wurde der Bund, obgleich mehr Zuständigkeiten Fraktionen und die Aussprachen iın WEe1 oder dre1 Lesun-
sıch SCZOBCH hat, als anfangs vorgesehen WIdD, nıcht gCHh 1m Plenum die ausschlaggebende Rolle; haufıg WT -

eıner Zentralgewalt, der dıe Länder machtlos gegenüber- den S1€E unterstutzt durch Anhörung VO Fachleuten und
stünden. Dennoch mussen die Länder, sollen S1E dem Fachverbänden. Di1e einzelnen Bürger und Bürgerinitiatı-

VE  > verschiedener Art können durch Petitionen und FEın-Bund ebenbürtig se1n, gestärkt werden.
So sollte dıe Mıtwirkung, die die Verfassung den Ländern yaben Z Gesetzgebung, die erfahrungsgemäfßs haufıg
durch den Bundesrat der Gesetzgebung und Verwal- aufgegriffen werden, Eintflufß nehmen.
Lung des Bundes zugewlesen hat, erweıtert und wırksamer Dıiese Arbeıt und Willensbildung ın Bundestag und Bun-vemacht werden. Zu diesem 7weck ware durch 1ne desrat 1St VO der Art und VO  z entscheıidender Wiıchtig-Erganzung der einschlägıgen Vertfassungsbestimmungen keıt, da{fß S1€e durch Plebiszıite nıcht gleichwertig YrSEeLZTtsıchern, da der Bundestag bei Materıen der konkur- werden können. uch dürten diese keinestalls ZANNSrierenden (At 74) und der Rahmengesetzgebung AA /5) Zuständigkeit der beiden gesetzgebenden Körperschaftenkeıne Einzelheiten regelt, dıe die Länderparlamente besser 1n Konkurrenz DESELIZL werden. Deren Leistung kannauf die Jjeweılıgen regionalen Gegebenheıten und Bedürt- allenfalls durch eın Inıtiativrecht der Wahlberechtigten 1Mnısse 1bzustimmen vermogen. Im Zuge der auch VO unls Sınne VO Volksbegehren sinnvoll gefördert werden. Die-geforderten Stärkung der Europäischen Gemeinschaftt wüurden die Politiker antreıben, ohne S1€e AUS ıhrer Ver-wırd dıe vewachsene töderale Ordnung 1ne NECUC Bedeu-

AaNLWOFrTUN: entlassen oder S1e 1ın die Versuchungen der
Lung erhalten. Damıt vgewonne der Artikel der Vertas- Demagogıe tführen
SUNS Gewicht, wonach die Ausübung der staatlı-
chen Befugnisse und die Erfüllung der staatlıchen Aufga- Eıne Sache, über die die Bürger mıiıt rechtsverbindlicher

Wırkung entscheiden, MU: ohne oroßen Aufwand durch-ben Sache der Länder ISt. schaubar se1n. Das kannn der Fall se1ın ınsbesondere be]
Angelegenheıiten der kommunalen Selbstverwaltung, teil-

IBn Asyl welse auch be]l Materıen der Gesetzgebung der Länder,
Der Parlamentarısche Rat hat sıch nach sorgfältiger Eror- wenıgsten aber be] Gegenständen der Gesetzgebung
terung aller damıt zusammenhängenden Fragen für die des Bundes.

ach WwW1€e VOTI sallı die Feststellung der „Enquete-Kommıiıs-Gewäahrung des „absoluten Asylrechts“ entschieden. Er
hat darauf verzıchtet, „polıtische Vertolgung“ etinıe- S10N Verfassungsreform“ (von des Deutschen Bun-
LE  . oder auf andere Weıse das Grundrecht einzuschrän- destages: da{fß Volksbefragung, Volksbegehren,

Volksentscheid und andere Formen der Volksinıitiatıiveken. Er CZUE das, obgleich durchaus das Beispıel orofßer
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keine geeigneten Instrumente se1en, dıe Legıitimation und Artikels 43, wonach sıch alle UN-Mitglieder verpiflichten,
Handlungsfähigkeıit der repräsentatıv-parlamentarıschen „dafß S1€e nach Maisgabe e1nes oder mehrerer Sonderab-
Demokratie verstärken. Es esteht vielmehr dıe kommen dem Sicherheitsrat auf se1n Ersuchen Streitkräf-
Gefahr, da{ß S1Ee dıe Bedeutung des Parlaments verringern 7A00 Vertügung stellen“. Fur u1l5 1St das nach nahezu
und die Funktions- und Integrationstähigkeit der treiheit- unbestrittener Rechtsauffassung durch Artıikel des
lıchen demokratischen Grundordnung der Bundesrepu- Grundgesetzes ermöglıcht. Er bestimmt, da{$ der Bund
bliık insgesamt beeinträchtigen.“ sıch 7Aube Wahrung des Friedens eiınem 5System zegenseılt1-

CI kollektiver Siıcherheit einordnen und hierbei 1ın die
Eıinsatz der Streitkräfte ZUY Durchsetzung der mölker- Beschränkung seıner Hoheitsrechte einwillıgen kann.
rechtlichen Achtung des Krıeges Irotz dieser Verfassungslage halt dıe politische Diskus-

Dıie völkerrechtliche Achtung des Krıeges durchzusetzen S10N über die VO Grundgesetz CZOBCNCNHN Grenzen für
eınen Eınsatz deutscher Streitkräfte Deshalb mussen1St e1in Element der Friedenspolıtik der Staatengemeın- Bundestag und Bundesrat sıch eıner polıtischen Bnschaft. Iiese mMUu ıIn der Lage se1n, eiınem Staat, der mıt scheidung durchringen un die Verfassung gegebenen-Waitengewalt den Frieden bricht, eNIZEZSCNZULFELEN und talls durch 1ne Klarstellung erganzen.„dıe Z Wahrung oder Wiıederherstellung des Weltfrie-

dens und der internationalen Siıcherheit ertorderlichen SchlufßMa{finahmen durchzuführen“ Diese Bestimmung des
Artıikels der UN-Charta steht ın Eınklang mıiıt der est- Vor zweı Jahren, Maı 1989 hat dıe Vollversammlung
stellung der Pastoralkonstitution „Gaudıum eli SPESE des des Zentralkomitees der deutschen Katholiken Zzu

Jl Vatıkanums: „ES lıegt autf der Hand, da WIr mIt allen Jahrestag der Annahme des Grundgesetzes ıhrer ber-
Kräften den Zeıtpunkt vorbereıten mussen, dem durch ZCUZUNG Ausdruck vegeben, da{fß diese Verfassung sıch
UÜbereinkunft der Natıonen jeder Krıeg schlechthin ViG1e= ewaährt hat In ıhrer Erklärung heifßt „U_nser Grund-
boten werden kann. Dazu 1St treılich erforderlıch, da{fß ZESELIZ wurde veschaftfen AUS gemeınsamen Überzeugun-
1ne VO  . allen 1anerkannte eltautorıität eingerichtet wiırd, CIl aller polıtıschen Kräften, die nach dem 7 weıten Welt-
die über wirksame Miıttel verfügt, für alle Sıcherheıt, krieg 1ın UuUNseTEeIM Land eınen treiheıitliıchen Staat errichte-
Wahrung der Gerechtigkeıit und Ehrftfurcht VOTLT den Rech- ten und dessen sıcherem Bestand dadurch beigetragen
ten gyarantıeren“ (Nr 82) haben, da{ß S1€ Lehren Aaus dem Vertall der Republık VO

Mıt Recht wırd ZESAQT, da{ß$ eın Krıeg keıne polıtıschen Weımar und den Schrecken der nationalsozialıstischen
Probleme OST Notwendiıg 1STt eshalb Zuerst ıne der Herrschaft O  N Die allen Demokraten gemeınsamen
Kriegsgefahr vorbeugende Friedenspolitik. Wenn aber eın Überzeugungen beziehen sıch auf dıe Grundsätze und
Staat durch Anwendung VO  S Gewalt dıe Möglichkeit, Grundlagen der Staatsordnung. Meınungsverschiedenhei-
polıtısche Probleme polıtısch lösen, versperrt, MUu ÜCM Ja Gegnerschaft 1n einzelnen Fragen der Polıitik sınd
Z Frieden e  WUu werden, damıt Polıtık wıeder selbstverständlich. DDenn dıie Grundsätze betreffen dıe Art
möglıch wiırd. [)as schliefßst außerstentalls, also WenNnn alle und Weıse, W1€ ıne Gesellschaft fre1 und in Frieden leben
anderen Möglıchkeıiten der dıplomatischen, polıtıschen kann.“ Deshalb bekannte sıch die Vollversammlung Aa4US-

und wirtschaftlichen Sanktionen sıch als unwırksam drücklich ZUur repräsentatıven Demokratie, welche auf die
erweısen, den Eınsatz VO  = Waffengewalt ın den Grenzen Zustimmung und das Vertrauen der Bevölkerung ANZC-
der Verhältnismäßigkeıit der Miıttel nıcht A4US hne dieses wıesen un deren Finfluf(ß auf vielfaltige Weıse geÖffnet
1ufßerste Miıttel ware die Staatengemeinschaft erprefßsbar. ISt, ZuUur Rechtsstaatlichkeıt, A0 Sozjalstaatlichkeit und ALG

Wenn die Bundesrepublık Deutschland zogert, sıch Bundesstaatliıchkeit. Eın Staat, der die Menschenwürde
dem dafür ertorderlichen internatiıonalen Eınsatz achtet und dessen UOrgane Recht und (sesetz unterworten
beteiligen, kann, W as bısher I} MS GCHEGI: Schuld sınd, se1l auch den Herausforderungen MIISETECN eıt
Ausbruch des /weıten Weltkrieges yebotene Zurückhal- vgewachsen.
Lung Wal, Jetzt als Vorwand mıf$verstanden werden, die An diıeser Tatsache hat sıch dadurch, da{fß „Deutschlands
Lasten der kollektiven Sıcherheit nıcht mıtzutragen. Einheıit und Freiheit vollendet sınd“, nıchts geandert.
IDE dıe Bundesrepublık, ohne Vorbehalte erklären, den Deshalb WIr heute Bekenntnis und rufen,
Vereıinten Natıonen beigetreten ISt, hat sS1e sämtlıche W1€e damals, alle Staatsbürger auf, aktıv dazu beizutragen,
Bestimmungen der UN-Charta anerkannt, auch die des dıe Grundsätze MMM SCHET: Verfassung mıt Leben erfüllen.

Der „Ratschlag“ der EKD-Arbeitsgruppe
In der Denkschriuft „Evangelische Kırche und freiheit- 1n werden die Christen Recht aufgefordert, den Staat

lıche Demokratie“ hat der deutsche Protestantısmus 1985 des Grundgesetzes als Angebot un: Aufgabe anzuneh-
IMNECN, dıe esondere ähe der demokratıschen, rechts-1ne grundsätzlıche Bestimmung selnes Verhältnisses Z

rechts- und soz1alstaatlıchen Demokratie vorgelegt. [Dar- und soz1ıalstaatlıchen Strukturen ZAUIE christlichen Jau-


